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Geschäftszahl 
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Rechtssatz 

Die AGVO sieht ein besonderes Verfahren vor, nach dem Beihilferegelungen unter bestimmten 
Voraussetzungen als mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar erklärt und von der Anmeldeverpflichtung nach 
Art. 108 Abs. 3 AEUV freigestellt werden. Dabei ist in Art. 9 der AGVO vorgesehen, dass der Mitgliedstaat der 
Kommission binnen 20 Arbeitstagen ab Inkrafttreten einer Beihilferegelung eine Kurzbeschreibung der 
Beihilfemaßnahme übermittelt. Nach dieser Bestimmung bestätigt die Kommission den Eingang der 
Kurzmitteilung und veröffentlicht diese im Amtsblatt. Nach Art. 10 AGVO überprüft die Kommission 
regelmäßig die Beihilfemaßnahmen, von denen sie nach Art. 9 unterrichtet wurde. Die ErmächtigungsVO sieht 
in ihrem Art. 3 Abs. 3 auch vor, dass im Falle von Zweifeln der Kommission die Mitgliedstaaten dieser alle 
Angaben mitteilen, die sie für die Beurteilung der Beihilfe mit der Gruppenfreistellungsverordnung für 
notwendig erachten. Daraus ergibt sich aber, dass im Sinne des § 4 Abs. 7 EAVG in der Veröffentlichung einer 
Beihilfenregelung durch die Kommission eine Art der "Genehmigung durch die Europäische Kommission" 
erblickt werden kann. 

Beachte 

Serie (erledigt im gleichen Sinn): 

2013/15/0085 E 26. Februar 2013 

2013/15/0083 E 26. Februar 2013 

2013/15/0084 E 26. Februar 2013 

2012/15/0219 E 26. Februar 2013 

2012/15/0222 E 26. Februar 2013 

2013/15/0063 E 19. März 2013 

2013/15/0068 E 26. Februar 2013 

2013/15/0054 E 19. März 2013 

2013/15/0082 E 19. März 2013 

2013/15/0041 E 19. März 2013 

2013/15/0067 E 26. Februar 2013 


